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Betr.: Entwurf einer begleitenden Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 

zum Beitritt Österreichs zur EU; 

Begutachtung 

Das Bundesministerium für öftentliche Wirtschaft und Verkehr übermittelt in der Beilage 25 

Exemplare seiner zum og. Gesetzesent\vurf ergangenen Stellungnahme. 

Beilage 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 

Wien, am 6. Oktober 1994 

Für den Bundesminister: 

Dr. RAIeHER-SIEGL 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium tür öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr 

r-;r.ZL 5729/5-4-1994 

An das 

B undeskanzl eramt 

Ballhausplatz 2 

~OIO Wien 

A-1031 Wien, Radetzkystraße 2 

Teletex (232)3221155 bmO\w 

Telex 61 3221155 bmO\w 

Telex 132 481 strvka (Straßenverkehr) 

Telefax (0222) 7130326 

Telefax (0222) 711 62/9498 (Verkehrspolitik) 

Telefax (0222) 711 62/9154 (Verkehrs-Arbeitsinspektorat) 
OVR: 0090204 

Sachbearbeiter: 

Tel.: (0222) 711 620W 

Betr.: Entwurf einer begleitenden Bundes-Verfassungs gesetz-Novelle 

zwn Beitritt Österreichs zur EU; 

Begutachtung 

Das Bundesministerium für öfIentliche Wirtschaft und Verkehr beehrt sich zum 

gegenständlichen Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

An. 23d des gegenständiichen Entwurfes statuiert Mitwirkungsrechte der Länder in Angele

genheiten der Europäischen Integration. Dabei bestimmt unter anderem Art. 23d Abs. 5 eine 

Verpflichtung der Länder, Maßnahmen zu treffen, die in ihren selbständigen Wirkungsbe

reich f~ll!en und zur Durchführung von Rechtsakten der EU erforderlich werden. Im Falle 

einer :.dWHligen Verletzum~ dieser Verpflichtung wird eine differenziel"te Vorgangsweise 

\"org(:schcn: 

Kommt ein Land seiner Umsclzum!sverpi1ichmnu überhauDt nicht nach, so geht die 

ZusUndigkelt erst nach Festste!lung der ZUStändIgkeit durch den Ver13ssungs-

gerichtshof gem. /\r1 ! ]xb des gegenständlichen Entwurfs auf den Bund über. 

liJ dleSelil Sinne hÜit: LU cnviigen, ob für eine h,:sisleilung eiller Unl~iligkeit des Lall-

c.ks durch den \/fCiH und die damit Verbundene Dc\olution an den Bund iedenütlis 
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ein Antrag der fIcsamten BundesrefIierunu von Nöten ist oder ob nicht für bestimmte 

Fülle, nämlich lllsbesondere dann, wenn ein Nichtumsetzen bundesstaatliehe Aus

wirkung halte oder von Bundesinteresse wäre, andere Instrumente wie L.B. eine An

klage durch ein einzelnes Mitglied der Bundesregierung vorgesehen werden können. 

Bei einer bloß inhaltlich mamzelhaften Umsetzung durch das Land sieht der gegen

ständliche EntwlIrfals Voraussetzung für die Devolution an den Bund eine Verurtei

lung durch den EuGH oder durch das Gericht erster Instanz vor. Das bedeutet, daß im 

konkreten Fall bei mangelhafter Umsetzung durch das Land erst überhaupt abzuwar

ten ist, ob die Kommission oder ein anderer Mitgliedstaat ein Verfahren nach 

Art. 169 EGV einieiten und erst dann unter Umständen die Zuständigh~it zur Durch

führung von Maßnahmen auf den Bund übergehen kann. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, für den Fall der mangelhaften ümselzunmg auch eine 

alternative Devolutionsmöglichkeit durch eine Art Feststellungserkenntnis des 

VerfasslIngsgerichthofes zur ermöglichen, wobei wie bereits vorstehend genannt, 

auch ein "Anklagerecht" eines einzelnen Reg(erungsmitgliedes in Erwägung gezogen. 

"verden sollte. 

Aufgrund der oben dargelebrten Probleme wäre aus Bundessicht eine dem Art. 16 Abs. 4 

BV-G gleichkommende Lösung, die bei Untätigkeit oder mangelhafter Umsetzung durch die 

Länder einen sofortigen Übergang der Zuständigkeit vorsieht, sicheil ich vorzuziehen, dies 

insbesondere dann, wenn Bundesinteressen berührt werden oder das Nichtumsetzen bundes

staatliche Auswirkung hätte. 

Für die RichtigJ-c:il 

der AusfefUgung: 

Wien, am 5. Oktober 1994 

Für den Bundesminister: 
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